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(2) Einrichtungsleitungen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits ihre Tätigkeit aufge­
nommen haben, aber die Anforderungen nach §§ 4 Absatz 9 oder 21 Absatz 1 nicht erfüllen, 
können ihre Tätigkeit weiterhin ausüben, soweit und solange ihre Tätigkeit nicht Anlass zur 
Beanstandung in Form von entsprechenden ordnungsbehördlichen Anordnungen gibt. So­
weit Einrichtungsleitungen die erforderlichen Kenntnisse nach §§ 4 Absatz 9 oder 21 Absatz 
1 noch nicht nachweisen können, sind entsprechende Fort- und Weiterbildungen innerhalb 
von vier Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes nachzuholen. 

§49 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Ersetzung von Bundesrecht, Berichtspflicht 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz 
über das Wohnen mit Assistenz und Pflege in Einrichtungen (Wohn- und Teilhabegesetz) 
vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 738) außer Kraft. 

(2) Dieses Gesetz ersetzt im Land Nordrhein-Westfalen gemäß Artikel 125a Absatz 1 Satz 2 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland das Heimgesetz vom 7. August 
1974 in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. November 2001 (BGBI. I S. 2970). 

(3) Die Landesregierung überprüft unter Mitwirkung der Arbeitsgemeinschaft nach § 17 die 
Wirksamkeit dieses Gesetzes und unterrichtet den Landtag über das Ergebnis bis zum 
31. Dezember 2019. 

(4) Das für Pflege zuständige Ministerium überprüft in Abstimmung mit den kommunalen 
Spitzenverbänden und im Einvernehmen mit dem Ministerium für Inneres und Kommunales 
sowie dem Finanzministerium zum 1. Januar 2018 und danach alle fünf Jahre, ob das Ge­
setz bei den betroffenen Gemeinden und Gemeindeverbänden zu einer wesentlichen Belas­
tung im Sinne des Konnexitätsausführungsgesetzes (KonnexAG) führt. Maßstab ist ein Ver­
gleich mit dem Gesetz über das Wohnen mit Assistenz und Pflege in Einrichtungen (Wohn­
und Teilhabegesetz) vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 738). Im Falle der Feststellung 
einer wesentlichen Belastung, ist das Gesetz so anzupassen, dass bei den betroffenen Ge­
meinden und Gemeindeverbänden zukünftig keine konnexitätsrelevante wesentliche Belas­
tung mehr entsteht. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 1. Oktober 2014 

Carina Gödecke 
Präsidentin 
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